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Allgemeine Gesetzlichkeitsaufsicht des Staatsanwalts

Verwirklichung der Einheit 
von Strafverfolgung,
Allgemeiner Gesetzlichkeitsaufsicht 
und Rechtspropaganda

Jede Rechtsverletzung soll vom Staatsanwalt so bekämpft 
werden, daß die Verantwortlichen Schlußfolgerungen zie­
hen, die einer Wiederholung wirksam Vorbeugen. Wo es 
gelingt, in einer Sache neben der Strafverfolgung zugleich 
differenziert die Mittel der Allgemeinen Gesetzlichkeits­
aufsicht und der Rechtspropaganda bzw. der Rechtserzie­
hung einzusetzen, wird hohe gesellschaftliche Wirksamkeit 
erreicht.

In einem Ermittlungsverfahren stellte der Staatsanwalt 
des Kreises Brand-Erbisdorf fest, daß auf der Baustelle S. 
des VEB R. nach Beendigung der Montagearbeiten größere 
Mengen PVC-Folie sowie andere Materialien trotz Frei­
meldung ungesichert liegengeblieben waren. Ein Teil der 
PVC-Folie war später an einen anderen Betrieb verkauft 
worden. Die restliche Folie wurde gestohlen. Die zustän­
digen Leiter hatten trotz mehrfacher Hinweise von Werk­
tätigen und gesellschaftlichen Kontrollorganen nicht für den 
Abtransport der Materialien gesorgt. Erst zehn Monate 
nach Einstellung der Bauarbeiten wurde den wiederholten 
Forderungen des Betriebskomitees der ABI entsprochen 
und die Baustelle beräumt.

Drei der Täter konnten ermittelt werden. Sie wurden 
strafrechtlich zur Verantwortung gezogen und zum Scha­
denersatz verurteilt. Dem Betrieb blieb jedoch ein Scha­
den von mehreren tausend Mark. Der Staatsanwalt des 
Kreises ließ es deshalb nicht bei der Verurteilung der er­
mittelten Täter bewenden.

Die Untersuchungen hatten ergeben, daß die Diebstähle 
durch Verletzungen der in § 11 Abs. 2 der VO über die öko­
nomische Materialverwendung und Vorratswirtschaft und 
die Ordnung über die Lagerwirtschaft — Arbeit mit Nor­
men und Kennziffern — vom 15. September 1971 (GBl. II 
S. 589) festgelegten Pflichten zur Durchführung und Kon­
trolle aller Prozesse der Lagerwirtschaft begünstigt wur­
den. In der Leitungstätigkeit des Betriebes wurden auf die­
sem Gebiet die Pflichten zur Gewährleistung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit, wie sie sich aus § 7 Abs. 2 VEB-VO 
ergeben, nicht in genügendem Maße wahrgenommen.

Wegen der festgestellten Gesetzesverletzungen legte der 
Staatsanwalt des Kreises beim Direktor des VEB R. Protest 
ein. Mit dem Protest wurde die Durchsetzung einer stren­
gen Ordnung auf dem Gebiet der Material- und Lagerwirt­
schaft und die arbeitsrechtliche materielle Verantwortlich­
keit derjenigen leitenden Mitarbeiter verlangt, die schuld­
haft ihre Pflichten zur Gewährleistung eines umfassenden 
Schutzes des sozialistischen Eigentums verletzt hatten.

Der Direktor des Betriebes hat den Protest in einer Lei­
tungssitzung ausgewertet. Im Ergebnis dieser Beratung 
wurden in den betrieblichen Organisationsanweisungen 
über den Materialrücktransport und die Baustellenberäu- 
mung die Zuständigkeit und Verantwortung der Direktions­
bereiche präzisiert. Diese Maßnahmen und der Protest 
wurden den Montagebereichs- und Baustellenleitern des 
Betriebes in einer Schulung erläutert.

Daneben hat der Direktor des Betriebes die arbeitsrecht­
liche materielle Verantwortlichkeit gegen drei leitende 
Mitarbeiter geltend gemacht, deren schuldhaftes arbeits- 
pflichtverletzendes Verhalten den Schaden am sozialisti­
schen Eigentum herbeigeführt hatte. Die Konfliktkommis­
sion hat sie unter Berücksichtigung des Differenzierungs­

prinzips zur Zahlung von Schadenersatz verpflichtet. 
Darüber hinaus gab die Konfliktkommission auf der Grund­
lage der festgestellten Tatsachen dem Betriebsleiter Emp­
fehlungen zur noch wirksanieren Unterstützung des Kamp­
fes der Arbeitskollektive für die Festigung von Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit im Betrieb.

Die Sache hätte damit als abgeschlossen betrachtet wer­
den können. Die Bezirksstaatsanwaltschaft entschloß sich 
jedoch, im Zusammenwirken mit der Redaktion der 
„Freien Presse“ im Betrieb eine öffentliche Aussprache 
durchzuführen, um so über eine gezielte Öffentlichkeits­
arbeit rechtserzieherisch zu wirken und weitere Garantien 
zur künftigen Einhaltung der Gesetzlichkeit zu schaffen. 
Darüber wurde auch in der Bezirkszeitung berichtet. Im 
Mittelpunkt dieser Aussprache standen die gesellschaft­
lichen Lehren, die im Zusammenhang mit dem Kampf der 
Baukollektive um höchste Materialökonomie aus dem 
rechtsverletzenden Handeln zu ziehen sind. Viele gute 
Initiativen der Bauschaffenden auch im Bezirk Karl-Marx- 
Stadt zeigen, wie sich die Werktätigen Gedanken machen, 
Materialverluste auf ein Minimum zu reduzieren. Auf der 
Baustelle S. aber blieb wertvolles Material ungesichert 
liegen, wurden entsprechende Hinweise der Arbeiter an 
die Leitung nicht genügend beachtet.

Die Aussprache, an der u. a. Werktätige von Baustellen, 
der Parteisekretär, der Betriebsdirektor, der BGL-Vorsit­
zende und der Vorsitzende der Konfliktkommission teil- 
nahmen, machte deutlich, daß das Leitungskollektiv die 
notwendigen Schlußfolgerungen gezogen hat. Unverkennbar 
war das Bemühen aller Diskussionsteilnehmer, gründlich 
auf die ideologischen Ursachen der Gesetzesverletzungen 
einzugehen. Es wurde darauf hingewiesen, daß der ord­
nungsgemäßen Lagerung des Materials auf den Baustellen 
zwar bestimmte Grenzen gesetzt sind, dies aber kein Ent­
schuldigungsgrund für eventuell dadurch eintretende Ma­
terialverluste sei. Im Gegenteil, gerade dieser Umstand sei 
Veranlassung, wertvolles Material nach Beendigung der 
Montagearbeiten unverzüglich abzutransportieren, um es 
vor Qualitätsminderung und Diebstahl zu schützen.

Einen wichtigen Platz in der Diskussion nahm der un­
trennbare Zusammenhang zwischen der Erfüllung der Pro­
duktionsaufgaben des Betriebes und dem aktiven Schutz 
des sozialistischen Eigentums ein. Dabei wurde betont, daß 
für den Schutz des sozialistischen Eigentums nicht nur die 
Bauleiter verantwortlich seien. Das Vorbild des Leiters 
wirke jedoch in besonderem Maße erzieherisch auf alle 
Werktätigen, fördere ihre Wachsamkeit und Unduldsamkeit 
gegenüber Verletzungen der Gesetzlichkeit sowie ihr Be­
mühen, Straftaten und anderen Rechtsverletzungen wirk­
sam vorzubeugen und deren Ursachen zu beseitigen.

Die vielen konstruktiven Gedanken, die in der Beratung 
geäußert wurden, werden mit dazu beitragen, daß sich 
solche Gesetzesverletzungen nicht wiederholen. Dazu ge­
hört der Vorschlag, die Erhöhung des Schutzes des sozia­
listischen Eigentums konkreter und abrechenbarer im so­
zialistischen Wettbewerb der Baustellenkollektive und im 
Kampf um die Anerkennung als „Bereich der vorbildlichen 
Ordnung, Disziplin und Sicherheit“ zu gestalten.
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